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Rechtes noth thut. 


Von Carl Schlögl, k. k Bezirkscommiſſär. 
(Schluß) 

Für beide Beſtrebungen erachte ich folgenden Vorgang entſprechend: 

Jede Landesbehörde ſendet gleich nachdem die ſyſtematiſche Ueber⸗ 
ſicht und die dieſelbe completirende Normalien⸗Sammlung gedruckt voll⸗ 
endet ſind, je mehrere Exemplare derſelben allen Miniſterial⸗Inſtanzen; 
jedes Miniſterium veranlaßt nun bei Vergleichung der von allen poli⸗ 
tiſchen Landesſtellen gelieferten Elaborate die Prüſung der Richtigkeit 
und Vollſtändigkeit der Eintragungen rückſichtlich der für alle im Reichs⸗ 
rathe vertretenen Länder gemeinſamen Angelegenheiten und rück⸗ 
ſichtlich der in ſein Reſſort fallenden Rechtsſätze. Dieſe Prüfung 
hätte bei jeder dieſer oberſten Stellen abermals durch die einzelnen 
Sectionen und deren Unterabtheilungen je nach den dahin einſchlagenden 
Materien, — namentlich durch Referenten zu geſchehen, welche in den 
betreffenden Gegenständen am beſten verſirt find 7. 

Schon bei der Vergleichung der einzelnen Elaborate aus den 
verſchiedenen Provinzen nach den ſpeciellen Materien — die auf Grund 
des gleichförmigen Syſtemalplanes bei allen unter den gleichen Ab⸗ 
theilungen und Unterabtheilungen (wenn auch unter anderen Subnummern) 
indieirt fein müſſen, — wird ſich ohne vieler Mühe herausfinden 
laſſen, was dieſe oder jene Landesbehörde anderen gegenüber mehr oder 
weniger aufgenommen oder gar nicht berückſichtigt hat; differirende An⸗ 
ſchauungen zwiſchen einzelnen Landesſtellen in Bezug geltender Rechts⸗ 
ſätze auf beſtimmte Verwaltungsgegenſtände werden da am ſicherſten zu 


) Es kann und darf der Regierung unmöglich zugemuthet werden, in einer zuführen ſein. 


an die Unterbehörden amtlich hinauszugebenden Sammlung die in derſelben 
enthaltenen Vorſchriften als ausſchließlich zu Recht beſtehend zu bezeichnen. 
Ein derartiger Vorgang, von der geſetzgebenden Gewalt in jenen Fällen, wo 
eine Reviſion der bezüglichen Normen in ihrer Geſammtheit thunlich erſcheint 
beobachtet, müßte als ein Eingriff in die legislative Competenz betrachtet 
werden. 

Regierungsanordnungen, Belehrungen und disciplinare Vorſchriften ab⸗ 


gerechnet, wird es auch innerhalb der adminiſtrativen Competenz Sache des | 


Adminiſtrativ⸗Richters fein, im gegebenen Falle zu entſcheiden ob eine Ver⸗ 
ordnung zu Recht beſtehe oder nicht. Anmerkung der Red. 


Tage treten, und das betreffende Miniſterial⸗Fach⸗Departement hätte in 


ſolchen Fällen auf Grund ſeiner normativen Acten die Richtigſtellung 
zu verfügen, hievon aber zur gleichmäßigen Correctur, beziehungsweiſe 
Vervollſtändigung der einzelnen Landes⸗Ueberſichten, die Mittheilung 
ſtets allen Landesbehörden zu geben. 

Daß ein weſentlicher, die politiſche Verwaltung berührender nor⸗ 
mativer Gegenſtand durchgehends von allen Landesbehörden in ihren 
Operaten völlig übergangen werden würde, kann ich nicht leicht vor⸗ 
ausſetzen, deßhalb ich eine ganz neue Luſtrirung auch der ſämmtlichen, 


bei den hohen Miniſterien vorhandenen Normalvorſchriften nicht für ſo 


Was uns noch vor der Codiſication des öffentlichen | 


nothwendig Halte. Stößt man früher oder ſpäter auf den Mangel einer 
ſolchen Norm in allen Landes⸗Ueberſichten, ſo kann die Correctur und 
die Vervollſtändigung wie oben angeführt, eben von Fall zu Fall nach⸗ 
träglich geſchehen. 

Was die Normen betrifft, welche ſich auf — nicht allen Ländern 
gemeinſame, ſondern auf Gegenſtände beziehen, die im Grunde der be⸗ 
ſtehenden Verfaſſung jedem Lande zur eigenen Verwaltung obliegen, 
ſomit in den verſchiedenen Ländern verſchieden ſind, ſo läßt ſich deren 
Vollſtändigkeit mittelſt der bloßen Vergleichung der verſchiedenen Landes⸗ 
Operate ſelbſtverſtändlich nicht in der vorbeſprochenen Weiſe durch die 
Miniſterialſtellen prüfen; es würde deßhalb angezeigt ſein, die poli⸗ 
tiſchen Unterbehörden eines jeden Landes nicht bloß zu ermächtigen, 
ſondern ſogar zu verpflichten, ſobald dieſelben gelegenheitlich ihrer 
Amtirung und des Gebrauchs der ſyſtematiſchen Ueberſicht in dieſer auf 
den Mangel einer weſentlichen, factiſch noch geltenden Norm dieſer 
Gattung ſtoßen, dies ſtets ſpeciell der vorgeſetzten Landesbehörde an⸗ 
zuzeigen, welche hiernach die Richtigkeit dieſes Umſtandes zu prüſen 
und die Vervollſtändigung der Ueberſicht, eventuell auch der Normalien⸗ 
ſammlung nachträglich zu verfügen hätte. N 

Da bei den vielen Unterbehörden die mannigfaltigſten Amts⸗ 
geſchäſte eintreten, und auf die eben erwähnte Weiſe jeder Referent mit 
feinen Erfahrungen zur Vervollſtändigung des angeſtrebten Werkes bei⸗ 
hilflich ſein kann, ſo iſt gar nicht zu zweifeln, daß die fragliche 
Normen⸗Ueberſicht auch in Hinſicht der autonomen Landesverwaltung 
— ſoweit ſie die politiſche Sphäre berührt — in nicht ferner Zeit 
die möglichſte Vollkommenheit erreichen könnte. 

Correcturen und Vervollſtändigungen in beiden Richtungen, 
nämlich veranlaßt in Folge der Prüfung ſeitens der Miniſterialſtellen 


| oder über Anregung der Unterbehörden — würden nun in der Syſtemal⸗ 


Ueberſicht mittelſt einer permanenten Evidenzhaltung durch⸗ 


Wie ich die ganze Zuſammenſtellung am zweckmäßigſten nur 
durch Fachleute der einzelnen Statthalterei⸗Departements für möglich 
erklärte, ebenſo halte ich jedes Statthalterei⸗Departement rückſichtlich 
ſeiner Reſſorts⸗Gegenſtände abermals am berufenſten, die Evidenz der 
dasſelbe berührenden Geſetze und ſonſtigen Normen zu führen. 

Schon mit dem Zeitpunkte, wo jedes Statthalterei⸗Departement 
feine Ueberſichtsbögen beendet und zur Zuſammenſtellung der Ueberſicht 
für die ganze Landesbehörde abzugeben hat, hält es eine zweite 


Ausfertigung feines eigenen Elaboräts für die weitere und 
ſtete Evidenz der in der weitern Folge eben wieder nur die Geſchäfte 
ſeines Reſſorts berührenden, neuen oder abändernden Geſetze und Normen 
zurück. Doch mögen die zum Zwecke dieſer Evidenz beſtimmten Ueber⸗ 
ſichtsbögen fo geſchrieben werden, daß nach der bisherigen letzten Ein⸗ 
tragung bei jeder Subnummer ein entſprechender leerer Raum — mehr, 
minder groß nach den in einer gewiſſen Periode zu gewärtigenden 
Abänderungen und Ergänzungen — belaſſen werde. 

Jede ſich ergebende neue oder abändernde Norm, ebenſo allen⸗ 
fällige, nach dem Vorausgeſchickten von den Miniſterien einlangende, 
oder von der Landesbehörde ſelbſt nachträglich verfügte Correcturen 
oder Vervollſtändigungen der früheren Ueberſicht hätte nun das be⸗ 
treffende Reſſort⸗Departement von Fall zu Fall in die ſyſtematiſche 
Ueberſicht bei der einſchlägigen Hauptabtheilung und Unterabtheilung, 
beziehungsweiſe bei der betreffenden, ſchon vorhandenen, oder nach 
Umſtänden unter einer neuen Subnummer nachzutragen, eventuell auch 
bei einer dort früher indicirten Norm die dieſe berührende Abänderung 
in der Anmerkungsrubrik durch kurze Verweiſung auf die neueſte Nor⸗ 
malvorſchriſt, reſp. deren Subnummer anzuzeigen. 
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malplane, 


Selbſtverſtändlich ſpreche ich hier nur von den Normalienausgaben 
wie ſie lediglich zum inſtruirenden Gebrauche als eigentliche Normalien⸗ 
ſammlung dienen ſollen und wie ſie gegen Entrichtung des Erzeugungs⸗ 
| preifes jedem Beamten, ja auch jedem anderen Staatsbürger zugänglich 
zu machen wären; daß hievon die Normen präſidellen Cha⸗ 
rakters ausgeſchloſſen bleiben müſſen, braucht wohl kaum beſonders 
bemerkt zu werden. Was die für die politiſchen Behörden zum Zwecke der 
meritoriſchen Behandlung nothwendigen, wenn auch gleich identiſchen 
Normalvorſchriften betrifft, fo hätte es wohl bei der bisherigen Uebung 
und Form zu verbleiben, 

Um den Unterbehörden und den einzelnen Referenten, ſowie über⸗ 
haupt den Beſitzern der früher hinausgegebenen ſyſtematiſchen Ueberſicht 
L inzwiſchen bis die Landesbehörde nach längerer Zeit wieder eine 
Nachtrags⸗Ueberſicht gedruckt hinausgeben kann — ſchon die ſelbſteigene 
Evidenzhaltung neuer oder abändernder Normen leichter zu ermöglichen, 
würde es zweckmäßig ſein, denſelben leere, mit den Rubriken der Sy⸗ 
ſtemal⸗Ueberſicht vorgedruckte Bögen zur Verfügung zu ſtellen, in welche, 
unter Beobachtung der Eintheilung und Bezeichnung nach dem Syſte⸗ 
Jeder die eventuellen Ergänzungen einſtweilen zum eigenen 


Ein Pare der betreffenden neuen Normalvorſchrift hätte, nach der | Gebrauche ſelbſt vormerken könnte. 


ihr zugefallenen Ueberſichts-Bezeichnung geordnet, vorläufig im Depar⸗ 
tement zu bleiben. 

Nach einer angemeſſenen Zeitfolge würde es dann wohl keinen 
großen Schwierigkeiten unterliegen, über die durch die Evidenz der ein⸗ 
zelnen Statthalterei-Departements rectificirte und vervollſtändigte Ueber⸗ 
ſicht zum Nutzen Aller wieder eine Nachtragsüberſicht in Druck zu legen, 
welche ſich nunmehr nur auf die Außerkraftfetzung gewiſſer Subnummern 
der erſten Auflage, dann auf die neuen Indicirungen beſchränken könnte. 

Was die Normalien⸗Sammlung betrifft, ſo brauchte dieſelbe keine 
neue oder vervollſtändigte Geſammtsausgabe zur früheren Normalien⸗ 
ſammlung zu erfahren, ſondern bezüglich der Normalvorſchriften halte ich 
es zum Behufe der ſchnellen und geſetzlich richtigen Abwickelung der 
verſchiedenen Amtsgeſchäfte unbedingt nothwendig, daß dieſelben ſchon 
bei ihrem Erſcheinen möglichſt bald Jedem im vollen Wortlaute zu- 
gänglich gemacht werden. f 

In Rückſicht der Herausgabe dieſer Nachtrags⸗Normen könnte ſich 
für eine von zwei Arten entſchieden werden: 

Entweder könnten dieſe Normen, ähnlich wie es jetzt ſchon von 
der böhm. k. k. Statthalterei, doch nur für die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaften geſchieht, für die ganze Landesbehörde chronologiſch mit 
fortlaufenden Nummern aneinander gereiht, in Octavſormat bogenweiſe 
verſendet und jahrgangsweiſe mit einem alphabetiſchen Index verſehen 
werden. In dieſem Falle wäre es in Erwägung, daß ſich viele Beſitzer 
der Syſtemal⸗Ueberſicht dieſe ſchon bei dem Erſcheinen der neuen Nor⸗ 
malvorſchrift ſelbſt werden rectificiren wollen, von großem Vortheile 
und für eine gleichmäßige Behandlung ſehr erwünſcht, daß bei jeder 
der chronologiſch abgedruckten Normen gleich oben an paſſender Stelle 
die Bezeichnung der Hauptabtheilung und Unterabtheilung angemerkt 
würde, nach welcher dieſelbe bei der Landesbehörde in die Evidenz in⸗ 
dieirt worden iſt, was nicht ſchwer ſein kann, nachdem von dem die 
Evidenz des betreffenden Stückes beſorgenden Departement ohnehin 
die Erledigung oder Intimation dieſer Norm in der Regel ſelbſt ausgeht. 

Weiters dürfte die Bemerkung nicht überflüſſig ſein, daß es ſür 
den Fall, als die chronologiſche Ordnung dieſer fortlaufend hinauszu⸗ 
gebenden Normalien gewählt würde, angezeigt wäre, in jedem ſpäteren 
Nachtrage zur ſyſtematiſchen Ueberſicht bei jeder daſelbſt 
durchgeführten Normalvorſchrift in der betreffenden „Rubrik des Fund⸗ 
ortes“ die Poſtnummer und den Jahrgang der chronologiſchen Nor⸗ 
malienausgabe anzuſetzen. 

Oder, es kann ſtatt der chronologiſchen die ſy ſtematiſche Ord⸗ 
nung der von Fall zu Fall hinauszugebenden Normalien gewählt 
werden. In dieſem Falle müßte aber jede Norm in der entſprechenden 
Form ſeparat ausgegeben und Behufs der richtigen Rangirung gleich⸗ 
falls ſchon mit der, der Statthalterei⸗Evidenz entſprechenden Ueberſichts⸗ 
bezeichnung markirt werden. Dieſe letztere Art der Normalien⸗Fort⸗ 
ſetzung würde wohl dem ganzen Syſteme mehr entſprechen und ſich 
auch der vorangegangenen Normalien⸗Zuſammenſtellung richtiger an⸗ 
ſchließen, aber ſie würde jedenfalls eine vermehrte Druckauslage her⸗ 
vorruſen, weil jede Norm auf einem ſeparaten Blatte abgedruckt werden 
müßte, während bei der chronologiſchen Ordnung die gedruckte Aus⸗ 
gabe der Normalien bogenweiſe erfolgen könnte. 


| 


Der Grund, warum ich mich rückſichtlich des Sammelns und 
Sichtens des Materials, der Verfaſſung der ſyſtematiſchen Ueberſicht 
und der Sammlung der geltenden Normen, ſowie bezüglich deren 
weiteren ſteten Evidenzhaltung faſt in minutiöſe Details eingelaſſen 
habe, liegt darin, um es Fachmännern möglich zu machen, das Pro⸗ 
ject, wie ich es mir praktiſch durchführbar und erſprießlich denke, näher 
zu prüfen, ich will gerne anderen Erfahrungen und Vorſchlägen das 
Feld räumen, wenn ſie beſſer und praktiſcher, und zugleich geeignet ſind, 
uns die unumgänglich erforderliche, beſſere Vermittlung der Kenntniß der 
zur Zeit zu Recht beſtehenden politiſchen Geſetze und Normen möglichſt 

bald und entſprechend zu bieten ®). 
Nachdem mir die gleich Eingangs citirte Broſchüre Exel's und die 
Abhandlung Dr. Korbs in dieſen Blättern die Anregung zu dem gegen⸗ 
wärtigen Aufſatze gegeben haben, jo erübrigt mir noch, über das Ziel dieſer 
beiden Ideen und über die Mittel zu deren Realiſirung Einiges hier zu 
bemerken. 2 
| Mein Vorſchlag macht nach feiner ganzen Darstellung nicht den An⸗ 
| ſpruch auf die Schaffung eines politiſchen Codex oder gar der Codification 
des geſammten Rechtes, er berührt weit engere Grenzen und ſoll zunächſt 
einem äußerſt dringenden Bedürfniſſe derjenigen Beamtenclaſſe ab⸗ 
helſen, welche in erſter Linie berufen iſt, über die wichtigſten Intereſſen 
Tauſender von Staatsbürgern nach Recht und Geſetz zu entſcheiden, die 
Regierung unmittelbar dem Volke gegenüber zu vertreten. 
Wenn es ſelbſt gelänge, die Idee Exel's oder auch das Ideal 
Dr. Korb's zu realiſiren — was aber im günſtigſten Falle noch immer 
einen längeren Zeitraum erfordern würde, — ſo hätten wir erſt am 
Sitze der Miniſterialſtellen ein Rechtsbureau erreicht, das ſich wohl im 
Beſitze von allen möglichen giltigen und ungiltigen Geſetzen und Ver⸗ 
ordnungen, überhaupt aller hiſtoriſchen und noch zu Recht beſtehenden 
Rechtsſätze befände; wie lange dann aber die hungernden Praktiker 
und das Publicum noch warten ſollen, um die von Zeit zu Zeit in 
Ausſicht geſtellten, aus dem im Rechtsbureau aufgehäuften Geſetzes⸗ 
materiale wieder erſt über einzelne Zweige zu bearbeitenden Compila⸗ 
tionen zur praktiſchen Benützung zu erlangen, — das iſt ein Umſtand, 
der bei aller Hoheit der Idee die bedürftigen Kreiſe für dieſelbe nicht 
viel zu erwärmen vermag. 

Unter Umſtänden könnte aber die nach meinem Vorſchlage früher 
erzielbare, ſchon ſrüher praktiſch nutzbare Errungenſchaft des unumgäng⸗ 
lich Erforderlichen, auch ſchon als eine nicht unbedeutende Vorarbeit 
für die von beiden genannten Herren angeſtrebten Codificationsarten 
dienen; ich glaube nämlich, daß dieſe Vorarbeit: „Sammlung und 
ſyſtematiſche Ordnung des Materials“ — richtig und gewiſſenhaft von 
allen Landesbehörden ausgeführt und von den Miniſterial⸗Inſtanzen in 


8) Bei den bſterreichiſchen Codificationsbeſtrebungen auf dem Gebiete des öffent⸗ 
lichen Rechtes war man vielſeitig und wiederholt bemüht, das Princip der 
Arbeitstheilung ſchon bei der Beſchaffung des Rechtsmaterials in Anwendung 
zu bringen. Die diesfälligen Bemühungen blieben ſtets erfolglos. Die Löſung 
der großen Aufgabe wird ganz oder theilweiſe erſt dann möglich ſein, bis 
Einer bewegenden und leitenden Kraft die Aufgabe der Be⸗ 


ſchaffung des Rechtsmaterials gelungen ſein wird. Anm. d. Red. 


— 


der früher beſprochenen Weiſe geprüft und vervollſtändigt, — jede 
weitere ſpecielle Durchſuchnng der geſammten oder einzelner Regiſtra⸗ 
turen, was die innere Verwaltung und die geltenden Rechtsſätze betrifft, 
ſüglich entbehrlich machen dütrſte, daß mit derſelben ſchon ein nicht un⸗ 
beträchtlicher Theil der Arbeiten für die Codification der Geſetzesnormen 
politiſcher Sphäre abgethan wäre. 

Die Bemerkung Dr. Korb's gegen das Project Exel's, ſämmt⸗ 
liche Regiſtraturen der Miniſterien und ſelbſt der Unterbehörden genau 
durchzuforſchen, „ſei eine Rieſenarbeit, die kaum zu bewältigen und nur 
zu leicht geeignet ſei, das ganze Unternehmen ſcheitern zu machen“ — 
iſt ſehr zutreffend; es iſt nur ſchade, daß uns Dr. Korb die näheren 
Details ſchuldig geblieben iſt, wie er ſich die Methode des Sammelns 
und Sichtens des Materials am zweckmäßigſten denkt. 

Mir leuchtet auch der Endzweck der Durchſorſchung der ge— 
ſammten Regiſtraturen bei allen Unterbehörden nicht gut ein, denn 
von dieſen könnte ja doch nur durchgehends gleichartiges Materiale zu⸗ 
fließen, welches ſchon die Regiſtraturen der Oberbehörden, von denen 
die Normen ausgegangen ſind, liefern werden. 

Der allenfälligen Einwendung, daß auch bei meiner Methode von 
den politiſchen Landesbehörden in Rückſicht der für alle Länder 
gemeinſamen Angelegenheiten — nur gleichartige Normen, ſomit eben⸗ 
fall3 ein vervielfältigtes Materiale geboten würde, muß ich entgegen⸗ 
ſetzen, daß ich dieſes Ergebniß bei die ſer Weiſe des Sammelns 
und Sichtens gefliſſentlich beabſichtige und für erſprießlich halte, 
weil die Reſultate der einzelnen Landesarbeiten bei ihrem Zuſammen⸗ 
fluſſe ein nicht zu unterſchätzendes, ja ich glaube ſogar das beſte Correctiv 
für die Bollſtändigkeit der ſyſtematiſchen Ueberſicht aller politiſchen Ge⸗ 
ſetze und Normen, den richtigſten Anhaltspunkt zur Prüfung der Gründ⸗ 
lichkeit des ganzen Operates bilden würden. 

Was die Inftitution für die eigentliche Codificirung des öſter⸗ 
reichiſchen Rechtes betrifft, ſo würde ich mich jenem Rechtsbureau zu⸗ 
neigen, welches Dr. Korb mit einer, von allen anderen Verwaltungs⸗ 
ſtellen unabhängigen Function proponirt; aber den Zeitpunkt, dieſe In⸗ 
ſtitution ins Leben zu rufen, halte ich erſt dann für angezeigt, bis auf 
allen Gebieten der ſtaatlichen Verwaltung die Vorarbeiten ſoweit ge⸗ 
diehen find, daß je die ſpeciellen Zweige die Zuſammenſtellung der Ge⸗ 
ſetze und Normen in jenes Stadium gebracht haben, wie ich es hier 
als Ziel für die politiſche Sphare näher bezeichnet habe. 

Ich möchte nicht gerne unbeſcheiden ſein, doch dünkt es mir der 
Erwägung werth, ob das hier zunächſt für das Politicum entwickelte 
Project ſich in ähnlicher Weiſe — mutatis mntandis — nicht auch 
bei den übrigen Verwaltungszweigen in Anwendung bringen ließe, daß 
nämlich die Vorarbeiten gleichfalls von den betreffenden Landes⸗ oder 


Mittelbehörden auf Grund der bei denſelben vorhandenen Normalien⸗ 


ſammlungen ꝛc. — ohne die Regiſtraturen detaillirt durchſuchen zu 
müſſen — geliefert und von den einſchlägigen Miniſterialſtellen geprüft 
und vervollſtändigt werden könnten. Bei mehreren dieſer Zweige würde 
die Vorarbeit weit weniger Schwierigkeiten, als in der politiſchen 
Sphäre unterliegen, weil, wie in der Juſtiz, ſchon theilweiſe durchge⸗ 
führte Codificationen mancher Rechtsgebiete beſtehen, oder, wie im Finanz 
fache, ſo auch in Eultus und Unterricht ſchon ſeit Jahren ziemlich 
vollſtändige Verordnungsblätter vorhanden ſind, die das ſeparirte Sam⸗ 
meln von noch nicht allgemein zugänglichen Normalvorſchriften auf ein 
Minimum reduciren könnten, und über welche Zweige deshalb nur die 
Anfertigung einer ſyſtematiſchen Ueberſicht der, in jeder zuſammenhängen⸗ 
den Materie zu Recht beſtehenden Normen als nothwendig ſich ergeben 
würde. 

Wenn alle Verwaltungszweige die einem jeden zufallen⸗ 
den geltenden Normen in der möglichſt erreichbaren Vollſtändigkeit in 
ein überſichtliches Ganze gebracht haben, dann erſt hätte das Rechts⸗ 
bureau den Stoff, die Codification des Rechtes anzuſtreben, d. i. dafür 
zu ſorgen, daß die Rechtsſammlung entweder nach einzelnen Zweigen 
oder in der Geſammtheit mit der Geſetzeskraft ausgeſtattet werde. 5 

Für die weitere Folge könnte es dann auch gar nicht ſchwer ſein, 
die Evidenz über dieſe Rechtsſammlung dieſer Inſtitution zu überlaſſen, 
wenn ihr nicht nur die legislativen Acte, ſondern auch je die ſpeciellen 
Normalvorſchriften von den zur Erlaſſung von Verordnungen autori⸗ 
ſirten Behörden zugehen würden. 


nach dem verbindlichen Rechtsſatze — loco ſeines Sitzes wäre, ſondern 
die Reſultate ſeiner Evidenzhaltung von Zeit zu Zeit allgemein zu⸗ 
gänglich machen würde. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Bäcker können ihr Brod in fremden Gemeinden von Haus zu 
Haus verkaufen. 

Die Gewerbeordnung vom 20. December 1859, R. G. Bl. 
Nr. 227 beſtimmt in den 88 51 und 52: 

§ 51. Das Feilbieten im Herumziehen von Ort zu Ort, außer auf Märkten, 
und das Herumtragen und Anbieten von Waaren von Haus zu Haus, darf nur. 
von den mit Hauſirbefugniſſen betheilten Perſonen betrieben werden. 

8 52. Die im vorigen Paragraphe ausgeſprochene Beſchränkung findet keine 
Anwendung auf Gewerbsleute, welche die allgemeinen Artikel des täglichen Ver⸗ 
brauches, wie z. B. Milch, Butter, Obſt, Gemüſe, Blumen, Holz ꝛc. nach ört⸗ 
licher Gewohnheit durch Herumtragen von Haus zu Haus oder auf der Straße 
feilbieten. — Auch iſt der Behörde überlaſſen, im Orte anſäßigen kleineren Ge⸗ 
werbsleuten zu ihrem beſſeren Fortkommen das Feilbieten ihrer Erzeugniſſe 
innerhalb des Gemeindebezirkes von Haus zu Haus zu geſtatten. 

Anläßlich des vorgekommenen Falles, daß dem Bäcker Johann 
Moritſch aus Saifnitz in Kärnten, welcher das von ihm erzeugte Brod 
mittelſt Fahrgelegenheit durch ſein Dienſtperſonale in die benachbarten 
Ortſchaften verführen und dort im Herumziehen von Haus zu Haus 
verkaufen zu laſſen pflegt, am 6. Februar 1872 ein ſolcher im Umher⸗ 
ziehen ausgeübter Verkauf in der Ortſchaft Weiſſenfels in Krain be⸗ 
anſtändet wurde, haben ſich zwiſchen den Finanzbehörden für Kärnten 
und Krain, dann zwiſchen den Bezirkshauptmannſchaften in dieſen 
| Kronländern, namentlich in Villach und Radmannsdorf, divergirende 
Anſichten darüber ergeben, ob es nach den beſtehenden Gewerbs⸗ und 

Hauſirvorſchriften zuläſſig ſei, daß ein beſteuerter Bäcker durch feine 
Dienſtleute ſeine Gewerbserzeugniſſe in einen anderen Ort verſende, 
und dort durch Herumtragen von Haus zu Haus verkaufe, ohne hiezu 
eine beſondere Bewilligung beziehungsweiſe ein Hauſirbefugniß erhalten 
zu haben und ob in dieſem Falle der im unbefugten Verkauf Betretene 
nach den Beſtimmungen des Hauſirpatentes oder der Gewerbeordnung 
zu beſtrafen ſei. 
Ueber eine in dieſer Beziehung von Seite der betreffenden Finanz⸗ 
1 geſtellte Anfrage hat ſich das Miniſterium des Innern laut 
Erlaſſes vom 26. December 1875, Z. 18.699 mit den k. k. Miniſterien 
des Handels und der Finanzen darin geeinigt, daß der Bäcker Johann 
Moritſch in Saifnitz im Grund des § 52 erſtes Alinea der Gewerbe⸗ 
ordnung berechtigt war, das von ihm erzeugte Brod in den benach⸗ 
barten Ortſchaften durch Herumtragen von Haus zu Haus feilbieten 
Kärnt. Gem. Blatt. 
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zu laſſen. 
| 


| Verordnung. 
Erlaß des Miniſters für Cultus und Uuterricht an ſümmtliche Landeschefs und 


Landesſchulrathe ddo. 14. Mai 1876, 3. 8040, aus Anlaß des Inslebentretens 
des Verwaltungsgerichtshofes. 


Der bevorſtehende Eintritt der Wirkſamkeit des Geſetzes vom 22. October 
1875, R. G. B. ex 1876 Nr. 36, betreffend die Errichtung eines Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes veranlaßt mich, nachſtehende Weiſungen an die Herren Landeschefs 
und an die Landesſchulräthe zu richten. 

1. In den zum Cultus⸗ und Unterrichtsreſſort gehörenden Adminiſtrativ⸗ 

ſachen iſt hinfort genau zu beachten, welche derſelben als adminiſt rative 
Rechtsſachen dem Rechtszuge an den Verwaltungsgecichtshof unterliegen. 

In Angelegenheiten dieſer Art iſt auf alles dasjenige, wovon die Legalität 
des adminiſtrativen Vorgehens abhängt, insbeſondere aber auf die Formen der 
Verhandlung und Entſcheidung eine erhöhte Achtſamkeit zu wenden, damit vor⸗ 
kommenden Falles der Sachverhalt dem Verwaltungsgerichtshofe klar und in 
jener Förmlichkeit vorliege, welche die unerläßliche Vorausſetzung jeder gericht⸗ 
lichen Cognition iſt. 

2. In Anwendung des voranſtehenden Grundſatzes iſt zunächſt bei jeder 
adminiſtrativen Rechtsſache zu erwägen, ob die damit befaßte Adminiſtratipſtelle 
zur Verhandlung und Entſcheidung zuſtändig iſt. 

Hiefür find die anderwärts gegebenen Competenzvorſchriften maßgebend 


Immer würde aber das Rechtsbureau ſeinen wohlthätigen Zweck und iſt nur insbeſondere zu beachten, daß bei verſchiedenem Forum der Be⸗ 
nur dann erfüllen, wenn es nicht bloß Auskunftsbureau in Fragen theiligten jene Adminiſtrativbehörde vorzugehen hat, welcher der belangte 
5 7 
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Theil unterſteht (alſo z. B. bei einer ſtreitigen Exſcindirung von Pfarreinkünften 8. Rechtskräftig entſchiedene Sachen ſind bei wiederholten Anbringen auf 
nach 8 21 des Geſetzes vom 7. Mai 1874, R. G. B. Nr. 50, nicht die Be⸗ die rechtskräftige Entſcheidung zu weiſen. Eine Ausnahme gilt nur dort, wo nach 
zirkshauptmannſchaſt der Pfarre, für welche, ſondern die der Pfarre, aus welcher Beſchaffenheit des Anbringens die Wiederaufnahme der Verhandlung 
exſeindirt werden ſoll). Sind mehrere Parteien mit verſchiedenem Forum belangt, zufolge der beſtehenden Vorſchriften zuläſſig erſcheint. Alsdann ift aber zu beachten, 
ſo dürfte, ſofern die Cumulirung der Anſprüche überhaupt zuläſſig iſt, nach daß die Wiederaufnahme nur von jener Behörde zugelaſſen werden kann, welche 
Analogie der Vorſchriften der allgemeinen Gerichtsordnung die Adminiſtrativſtelle, zuletzt in der Sache entſchieden hat, während allerdings die wieder aufge 
welcher der Erſtbelangte unterſteht, als zuſtändig erſcheinen. nommene Ver handlung ſelbſt wie die frühere inſtanzmäßig durchzuführen iſt. 

Selbſtverſtändlich iſt durch die hier gegebenen Vorſchriften die Requiſition 9. Es iſt dafür zu ſorgen, daß alle im Zuge des Verſahrens vorgenom⸗ 
anderer Adminiſtrativſtellen zur Vornahme einzelner Acte des adminiſtrativen menen Zuſtellungen, insbeſondere jene der geſchöpften Erkenntniſſe, vorkom⸗ 
Verfahrens Namens der judieirenden Behörde nicht ausgefchloſſen. Desgleichen] menden Falls ausgewieſen werden können. Demgemäß iſt die erfolgte Zuſtellung 
verſteht ſich von felbſt, daß der adminiſtrative Inſtan zenzug genau ein⸗ Lund der Zeitpunkt derſelben ſtets von demjenigen zu beſtätigen, an welchen die 
zuhalten iſt und daß daher die zweite Inſtanz niemals in einer Sache ver- Zuſtellung erfolgt, und zwar bei Zuſtellungen im Orte ſelbſt im Zuſtellungsbuche 
fahren darf, über welche die erſte noch nicht abgeſprochen hat. der Behörde, ſonſt durch Retourrecepiſſe. Wird die Annahme der Zuſtellung oder 

3. Bei jeder Verhandlung iſt die Legitimation der Parteien zur die Beſtätigung oder Datirung verweigert, fo ift dies durch amtlichen Act zu 
Sache genau zu prüfen. Wer im fremden Namen handelt, muß ſich über ſeine conſtatiren. Bei Zuſtellungen an Streitgenoſſen iſt, ſo weit diesfalls nicht beſondere 
Vollmacht ausweiſen. Bei Perſonen, die kraft einer allgemeinen Vollmacht Vorſchriften beſtehen, thunlichſt nach Analogie der Gerichtsordnung vorzugehen. 
handeln (z. B. bei Privatbeamten), iſt im Auge zu behalten, ob nicht die Be⸗ 10. Für den Rechtszug an den Verwaltungsgerichtshof iſt ſich gegen⸗ 
ſchaffenheit der Sache eine beſondere Bollmacht erheiſcht. wärtig zu halten, daß das Geſetz vom 22. October 1875, R. G. B. Nr. 36, mit 

4. Hinſichtlich des Gegenſtandes der Verhandlung iſt zu beachten, 17. Mai d. J., als dem 45. Tage nach ſeiner Publication (kaiſerliches Patent 
daß nur über conerete Anſprüche verhandelt und judicirt werden kann und daß vom 27. December 1852, R. G. B. Nr. 260), in Wirkſamkeit tritt und daß daher 
daher allgemeine Anordnungen und Verfügungen der Behörden gleichwie Sachen, nach § 49 desſelben alle vor dieſem Tage zugeſtellten Entſcheidungen und Ver⸗ 
in denen die Behörden nach ihrem Ermeſſen vorzugehen berechtigt ſind, nicht fügungen, gegen welche kein Recurs mehr offenſtand, der Anfechtung vor dem 
Gegenſtand eines adminiſtrativ richterlichen Verfahrens ſein können. Verwaltungsgerichtshofe entzogen ſind. Die Behörden werden darauf zu achten 

5. Bei Leitung des Verfahrens fol ſich die Behörde gegenwärtig haben, daß fie ſich in dieſen Angelegenheiten nicht zu neuerlichen Enunciaten 
halten, daß fie zwar niemand ein Recht aufzudrängen hat, das er ſelbſt nicht in provoeiren laſſen, durch welche etwa die Betheiligten das Rechtsmittel der Be⸗ 
Anſpruch nimmt, daß fie aber von Amts wegen beſtrebt fein muß, die ob- ſchwerde bei dem Verwaltungsgerichtshofe zu erlangen trachten. 
waltenden thatſächlichen und rechtlichen Verhältniſſe ins Klare zu ſetzen. Werden einer Behörde vom Miniſterium behufs einer Rechtsführung beim 

Für das Verfahren ſelbſt hat als oberſte Regel zu gelten, daß Verwaltungsgerichtshofe (88 26 und 30 des Geſetzes vom 22. October 18751, 

keine Entſcheidung ergehen darf, ohne daß alle Betheiligten gehört wurden und Acten oder andere Behelfe abverlangt oder Erhebungen aufgetragen, fo hat die 
Gelegenheit zur Wahrung ihrer Rechte erlangten. Anſpruch auf dieſes Gehör Behörde dieſem Auftrage unverweilt zu entſprechen, damit die geſetzlichen Friſten 
haben nicht bloß unmittelbar belangte Parteien, ſondern alle Jene, welche am eingehalten werden können. 
Ausgange der Sache intereſſirt find (alſo z. B. bei dem Streite über den Beſtand 
eines Kirchenpatronats auch die Gemeinde, auf welche im Falle der Aberkennung 
des Patronats die Baulaſt übergeht, vgl. 8 19 des Geſetzes vom 22. October 
1875). Der Anſpruch auf rechtliches Gehör begreift ferners in ſich, daß den 
Parteien auch alle in der Verhandlung producirten Beweismittel und fonftigen 
Rechtsbehelſe bekannt gegeben, eventuell vorgelegt werden, damit ſie Gelegenheit 
zur diesbezüglichen Aeußerung erlangen. Den gleichen Anſpruch haben die Parteien 
auch hinſichtlich der amtlichen oder von Amts wegen beigeſchafften Behelfe, auf 
welche die Behörde ihre Entfcheidung ſtützt. Dasſelbe gilt von Zeugenausſagen 
und Kunſtbefunden leinſchließlich von Bauplänen, Koſtenüberſchlägen u. dgl.). 

In welcher Weiſe die Einvernehmung der Parteien, Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen zu erfolgen hat, ob zu Protokoll oder durch fehriftliche Aeußerung, 
ob durch Vorladung vor die judicirende Behörde oder im Requiſitionswege, ift, 
nach Lage der Sache zu beurtheilen. Als Regel gilt, daß jene Form der Einver⸗ 
nehmung zu wählen iſt, welche der Behörde und den Parteien den geringſten 
Zeitverluſt und Kostenaufwand verurſacht. 

Desgleichen iſt dem Ermeſſen der judicirenden Behörde anheimgegeben, 
wie weit ſie die Einvernehmung der Betheiligten fortznjegen findet, ob fie alſo 
z. B. in condradictoriſchen Sachen nach Aeußerung und Gegenäußerung noch 
Replik und Duplik zulaſſen will, wie viele der namhaft gemachten Zeugen oder 
Gedenkmänner ſie einzuvernehmen findet u. ſ. w. Das Verfahren iſt jedenfalls 
abzuſchließen, ſobald die Sache genügend aufgeklärt erſcheint, und ſind überhaupt 
die Proceduren mit aller Beſchleunigung durchzuführen, die ſich mit Gründlichkeit 
vereinigen läßt. 

6. Das Verfahren iſt von Amts wegen auf alle zur Sache ge⸗ 
hörenden Punkte auszudehnen, damit durch das Erkenntniß die ganze An⸗ 
gelegenheit erledigt jet. Eine Procedur, welche es freiläßt, daß dieſelbe Sache jähel. Adjutum, bis 15. Juni. (Amtsbl. Nr. 121. 
nach verſchiedenen Beziehungen Gegenſtand wiederholter Verhandlung und Entſcheidung Concipiſtenſtelle bei der Trieſter Polizeidirection in der zehnten Rangsclaſſe, 
wird, iſt fo viel als möglich zu vermeiden. Daher iſt z. B. in der Regel bei bis 10. Juni. (Amtsbl. Nr. 121.) 
einem ſtreitigen Kirchen⸗, Pfarr⸗ oder Schulbau nicht über die Nothwendigkeit Officialsſtelle im Wiener Verſatzamte mit 600 fl. Gehalt und 240 fl. Quar⸗ 


; ie Ar ü ; ige ME £ + | tiergeld, bis 10. Juli. (Amtsbl. Nr. 123.)- 

Bun ar u = rin 5 = a 5 e ß f ee Oberingenieursſtelle in der achten, eventuell Ingenieursſtelle in der neunten 

ſondern über alle dieſe Punkte gleichzeitig au 5 eln und zu enticheiben. Rangsclaſſe für den Staatsbaudienſt in Dalmatien, bis 15. Juni. (Amtsbl. Nr. 122.) 
7. In den Erkenntniſſen iſt der Streitpunkt ſtets genau anzuführen, Statthaltereiſecretärsſtelle bei der niederöſterreichiſchen Statthalterei in der 

damit künftig kein Zweifel über die Identität der entſchiedenen Sache entſtehen | achten Rangsclaſſe, bis 12. Juni. (Amtsbl. Nr. 123.) " 

kann. Alle Erkenntniſſe find durch Beifügung der Gründe oder durch Verweifung Drei Einnehmerſtellen in der neunten Rangsclaſſe, event. eine Controlors⸗ 


auf die Gründe der unteren Inſtanz zu motiviren. Steht noch der Rechtszug an fte See une u 10 5 Jai nl Nr. 112 0 ee 
eine höhere adminiſtrative Inſtanz offen, iſt dies unter Angabe der Recurs⸗ Finanzwachcommiſſärsſtelle in Nieder⸗Oeſterreich in der zehnten Rangs⸗ 
friſt ausdrücklich zu bemerken. claſſe, bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 116.) 


\ 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Landespräfidenten im Herzogthum Ober⸗ und 
Nieder⸗Schleſien Alexander Ritter v. Summer den Orden der eiſernen Krone 
zweiter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Berufung des Corvettencapitäns außer Dienſt 
Victor Grafen v. Wimpffen zum General⸗Inſpector der Staatstelegraphen ge⸗ 
Dee demſelben gleichzeitig den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Manuel Joao da Costa e Silva 
in Lifſabon zum unbefoldeten General conſul ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Revierinſpector Johann Wallner 
zum Bezirksinſpector der k. k. Sicherheitswache in Wien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Anton Cerny zum 
Rechnungsrathe bei dem Rechnungsdepartement der Finanz⸗Landes⸗Direction 
in Lemberg ernannt. 


Erledigungen. 


Rechnungsrevidentenſtelle bei der mähriſchen Statthalterei mit der neunten 
Rangsclaſſe eventuell eine Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten und eine Rech⸗ 
nungsaſſiſtentenſtelle in der eilſten Rangsclaſſe, bis 12. Juni. (Amtsbl. Nr. 119.) 
Zwei Commiſſärs⸗ und zwei Concipiſtenſtellen bei der zu errichtenden 
k. k. Polizeidirection in Graz in der neunten beziehungsweiſe zehnten Rangs⸗ 
elaſſe, bis 20. Juni. (Amtsbl. Nr. 120.) 

Kanzleibeamtenſtellen bei der zu errichtenden Polizeidirection in Graz und 
zwar eine Hilfsämterdirections⸗Adjunctenſtelle in der neunten, eine Officialsſtelle in 
der zehnten und zwei Kanzliſtenſtellen in der eilften Rangsclaſſe, bis 20. Juni. 
(Amtsbl. Nr. 120.) 

Forſtelevenſtelle bei der Wiener Forſt⸗ und Domänendirection mit 500 fl. 
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